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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 1. August 1972 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27, Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 803/68 des Rates vom 27. Juli 1968 über 
den Zollwert der Waren. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 17. Juli 1972 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
?ur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 des Rates 
vom 27. Juli 1968 über den Zollwert der Waren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 213 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 803/68 des Rates vom 
27. Juni 1968 über den Zollwert der Waren ^), geht 
in ihren Grundzügen von dem Abkommen über den 
Zollwert der Waren aus, das am 15. Dezember 1950 
in Brüssel unterzeichnet wurde und am 28. Juli 1953 
in Kraft getreten ist. Aufgrund dieses Abkommens 
hat der Rat für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete 
des Zollwesens am 11. Juni 1969 die Empfehlung be- 
treffend die Anwendung der Bestimmungen des Ar- 
tikels III der Begriffsbestimmung des Zollwerts und 
seiner Erläuternden Anmerkung 2, die im Anhang zu 
dem besagten Abkommen enthalten sind, angenom- 
men. Diese Empfehlung bezieht sich auf den gleichen 
Gegenstand, den Artikel 3 Absatz 5 Buchstabe c der 
Verordnung (EWG) Nr. 803/68 regelt, weicht aber 
im Wortlaut davon ab. Es ist ratsam, den gegen- 
wärtigen Wortlaut von Artikel 3 Absatz 5 Buchsta- 
be c der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 an die er- 
wähnte Empfehlung anzupassen. 

Bei den vorbereitenden Arbeiten zur Einführung 
automatischer Systeme mit Einsatz von Computern 
hat es sich als notwendig erwiesen, bei der Berück- 
sichtigung von Gegebenheiten, die der Festsetzung 
des Zollwerts zugrunde gelegt werden, insbesondere 
bei der Ermittlung der in den Zollwert einzubezie- 
henden Kosten, bestimmte Vereinfachungen vor- 
zusehen. Es ist deshalb die Möglichkeit vorzusehen, 
Anwendungsbestimmungen über diese Vereinfa- 
chungen nach dem Verfahren des Artikels 17 der 
Verordnung (EWG) Nr. 803/68 festzulegen. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 803/68 hat sich im we- 
sentlichen zum Ziel gesetzt, alle Verkehrs- und Tä- 
tigkeitsverlagerungen, Wettbewerbsverzerrungen 
und eine ungleiche Behandlung der Importeure zu 
vermeiden. 

Trotz der Schaffung gemeinschaftsrechtlicher Be- 
stimmungen über die Anwendung des Zollwertbe- 
griffs sind die genannten Ziele in bestimmten Fällen 
in der Praxis nicht ganz erreicht worden, insbeson- 
dere bei Waren aus Drittländern, die nach Abferti- 


gung zum freien Verkehr in einem Mitgliedstaat in 
andere Mitgliedstaaten weiterversandt werden. In 
derartigen Fällen kann sich der Mitgliedstaat, in 
dem die ^Verzollung stattfindet, bei der Bewertung 
im allgemeinen nur auf die Gegebenheiten in seinem 
Land stützen. 

Diese Unzuträglichkeiten können durch Einfüh- 
rung eines Systems beseitigt werden, bei dem der 
Zollwert auf Gemeinschaftsebene in einem geeigne- 
ten Verfahren festgesetzt wird, das eine wirksame 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Kommission und gegebenenfalls dem Rat vor- 
sieht. 

Um den Zollwert in bestimmten Einzelfällen auf 
Gemeinschaftsebene festsetzen zu können, muß die 
Kommission die Möglichkeit haben, Erkundigungen 
über diesen Wert einzuziehen und im Zusammen- 
wirken mit den zuständigen Zollbehörden der Mit- 
gliedstaaten die erforderlichen Prüfungen vorzuneh- 
men, Um zu sichern, daß die betroffenen Personen 
oder Unternehmen diese Verpflichtungen befolgen, 
ist vorzusehen, daß den Auskunftspflichtigen Geld- 
bußen auferlegt werden können, wenn die mittels 
einer Entscheidung verlangten Auskünfte uncl Un- 
terlagen nicht innerhalb der festgesetzten Frist er- 
teilt werden oder wenn die erhaltenen Auskünfte 
falsch oder unvollständig sind. In diesen Fällen ist 
es ferner angebracht, daß die Möglichkeit besteht, 
den Zollwert auf Gemeinschaftsebene zu schätzen. 

Die derzeitigen Bestimmungen des Artikels 12 
der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 erlauben der 
Kommission nicht, die Fälle allgemein zu regeln, in 
denen Wertschwankungen einer Währung, deren 
Parität beim Internationalen Währungsfonds ange- 
meldet und von diesem anerkannt worden ist, die 
in den Vorschriften dieser Institution festgelegten 
Grenzen überschreiten. Traten solche Fälle auf, hat 
die Kommission stets den letzten Briefkurs für an- 
wendbar erklärt, der auf dem oder den repräsenta- 
tivsten Devisenmärkten des Mitgliedstaates notiert 
wird, in dem die Bewertung stattfindet. Es ist des- 
halb angebracht, diesen Grundsatz in einer allge- 
meinen Vorschrift festzulegen. 

Darüber hinaus ist es zweckmäßig, den Gemein- 
schaftsorganen für außergewöhnliche Fälle, insbe- 
sondere bei Vorliegen multipler Wechselkurse, die 
Möglichkeit vorzubehalten, auf das Verfahren des 
Artikels 17 der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 zu- 
rückzugreifen. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 6 
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Um einige praktische Probleme zu lösen, die sich 
aus Änderungen der Wechselkurse ergeben, sollte 
die Möglichkeit vorgesehen werden, nach dem Ver- 
fahren des obengenannten Artikels 17 Durchfüh- 
rungsbestimmungen über die Rechtsfolgen dieser 
Änderungen auf laufende Handelsgeschäfte zu er- 
lassen. 

Auch die Anwendung der Bestimmungen zur Fort- 
führung des Artikels 14 a der Verordnung (EWG) 
Nr. 803/68 erfordert übrigens den Erlaß von Durch- 
führungsbestimmungen nach dem Verfahren des 
Artikels 17. 

Infolge der zahlreichen und wichtigen Änderungen 
durch die nachstehenden Bestimmungen wird die 
Lesbarkeit der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 be- 
einträchtigt. Daher ist die Kommission zu ermächti- 
gen, die Vorschriften dieser Verordnung in ihrer 
am Tage des Inkrafttretens der vorliegenden Be- 
stimmungen gültigen Fassung und späterhin stets 
dann zu veröffentlichen, wenn in Anbetracht der 
inzwischen erfolgten Änderungen eine neue Veröf- 
fentlichung angezeigt erscheint - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 3 Absatz 5 Buchstabe c der Verordnung 

(EWG) Nr. 803/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über 

den Zollwert der Waren erhält folgende Fassung; 

„c) die eingeführten Waren einen verhältnismäßig 
unbedeutenden Anteil an dem Erzeugnis haben, 
für welches das Warenzeichen verwendet wer- 
den soll." 

Artikel 2 

Der gegenwärtige Artikel 7 der Verordnung (EWG) 

Nr. 803/68 wird Absatz 1. 

Artikel 7 erhält folgenden Absatz 2: 

„2. Die Einzelheiten der Einbeziehung dieser Ko- 
sten in den Zollwert können, insbesondere un- 
ter Berücksichtigung der Erfordernisse der 
Praxis der Zollwertermittlung, nach dem Ver- 
fahren des Artikels 17 festgesetzt werden." 


Artikel 3 

Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 erhält 
folgenden Absatz 3: 

„3. Liegt ein gezahlter oder zu zahlender Preis, der 
als Grundlage für die Ermittlung des Zollwerts 
anerkannt werden kann, nicht vor oder muß 
ein solcher Preis berichtigt werden und könnte 
die Ermittlung des Zollwerts auf nationaler 
Ebene zu ungerechtfertigten Unterschieden füh- 


ren, so kann nach dem Verfahren des Artikels 
17 über die Notwendigkeit entschieden werden, 
den Zollwert oder die Berichtigungen auf Ge- 
meinschaftsebene festzusetzen. 

Ergeht eine solche Entscheidung, so setzt die 
Kommission den Zollwert oder die Berichti- 
gungen, die von den zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten anzuwenden sind,, nach Kon- 
sultation des in Artikel 15 genannten Aus- 
schusses fest." 


Artikel 4 

In Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 
werden Absätze 2 und 3 durch folgende Absätze 
ersetzt: 

„2. Für die Währungen solcher Länder, die keine 
Währungsparität beim Internationalen Wäh- 
rungsfonds angemeldet haben oder deren an- 
gemeldete Währungsparität von diesem nicht 
anerkannt worden ist, gilt als Umrechnungs- 
kurs der letzte Briefkurs, der auf dem oder den 
repräsentativsten Devisenmärkten des Mitglied- 
staates notiert wird, in dem die Bewertung statt- 
findet. 

Der gleiche Umrechnungskurs ist für die Wäh- 
rungen solcher Länder anzuwenden, bei denen 
die Schwankungen des Wertes die in den Vor- 
schriften des Internationalen Währungsfonds 
festgelegten Grenzen überschreiten. 

3. Für Währungen, die nicht unter die vorstehen- 
den Absätze fallen, ist Umrechnungskurs der 
letzte Briefkurs, der für Handelsgeschäfte von 
der Nationalbank des Mitgliedstaates, in dem 
die Bewertung stattfindet, oder von anderen 
Banken dieses Mitgliedstaates angewendet 
wird, die von den zuständigen Behörden er- 
mächtigt sind, Handelsgeschäfte abzuwickeln. 
Fehlt ein solcher Kurs, so wird der anzuwen- 
dende Umrechnungskurs nach dem Verfahren 
des Artikels 17 festgesetzt." 


Artikel 5 

Nach Artikel 14 der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 
wird folgender Artikel 14 a eingefügt: 

„Artikel 14 a 

1. Die Kommission kann für die Anwendung von 
Artikel 9 Absatz 3 von den zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten, dem Zollanmelder oder je- 
der anderen Person oder jedem Unternehmen, die 
mit den betreffenden Einfuhren unmittelbar oder 
mittelbar in Beziehung stehen, verlangen, ihr die 
Informationen oder Unterlagen zur Verfügung 
zu stellen, die sie für die Festsetzung des Zoll- 
wertes oder der anzuwendenden Berichtigungen 
für erforderlich hält. 
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2. Unbeschadet der den zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten zustehenden Befugnisse können 
bei den in Absatz 1 genannten Personen oder 
Unternehmen Prüfungen vorgenommen werden. 
Diese Prüfungen werden durch die zuständigen 
Zollbehörden der Mitgliedstaaten oder, auf Er- 
suchen der Kommission, gemeinsam durch diese 
Behörden und Bedienstete der Kommission 
durchgeführt. 

3. Liefern die in Absatz 1 genannten Personen oder 
Unternehmen vorsätzlich oder fahrlässig die ver- 
langten Auskünfte oder Unterlagen nicht inner- 
halb der festgesetzen Frist, oder erteilen sie vor- 
sätzlich oder fahrlässig falsche oder unvollstän- 
dige Auskünfte, so kann die Kommission den 
betreffenden Personen oder Unternehmen durch 
Entscheidung eine Geldbuße in Höhe von 100 bis 
5000 Rechnungseinheiten auferlegen, vorausge- 
setzt, daß das Auskunftsverlangen in der Form 
einer Entscheidung ergangen ist, die ausdrück- 
lich auf die in diesem Artikel vorgesehenen Fol- 
gen hinweist. 

4. Bei Klagen gegen Entscheidungen der Kommis- 
sion, in denen eine Geldbuße festgesetzt ist, hat 
der Gerichtshof die Befugnis zu unbeschränkter 
Nachprüfung der Entscheidung im Sinne von 
Artikel 172 des Vertrages; er kann die festgesetz- 
te Geldbuße aufheben, herabsetzen oder erhöhen. 

5. Werden die verlangten Auskünfte oder Unter- 
lagen nicht innerhalb der festgesetzten Frist ge- 
liefert oder sind sie falsch oder unvollständig, 
kann die Kommission den Zollwert oder die Be- 
richtigungen auf der Grundlage der Informatio- 
nen schätzen, die ihr zur Verfügung stehen. 

6. Die durch Anwendung der vorstehenden Absätze 
erhaltenen Informationen dürfen nur zu dem 
Zweck benutzt werden, zu dem sie angefordert 
worden sind. 


7. Die Kommission und die zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten sowie ihre Beamten und son- 
stigen Bediensteten sind verpflichtet, Kenntnisse 
nicht preiszugeben, die sie bei Anwendung der 
vorstehenden Absätze erlangt haben und die 
ihrem Wesen nach unter das Berufsgeheimnis 
fallen.“ 


Artikel 6 

Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 803/ 
68 erhält folgende Fassung: 

„1. Die zur Durchführung der Artikel 1 bis 3, 6 bis 
12 und 14 a erforderlichen Vorschriften werden 
nach dem Verfahren der Absätze 2 und 3 erlas- 
sen.“ 


Artikel 7 

Die Kommission wird ermächtigt, die Vorschriften 
der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 in ihrer am Tage 
des Inkrafttretens der vorliegenden Bestimmungen 
gültigen Fassung und späterhin stets dann zu ver- 
öffentlichen, wenn in Anbetracht der inzwischen er- 
folgten Änderungen eine neue Veröffentlichung an- 
gezeigt erscheint. 


Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am Tage nach dem 

Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 



Deutscher Bundestag ~ 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3681 


Begründung 


Einführung 

1. Ziel der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 des Rates 
vom 27. Juni 1968 über den Zollwert der Waren ist 
die Bewertung der eingeführten Waren durch die 
Zollstellen der Mitgliedstaaten nach denselben Maß- 
stäben. Sie ist eine wesentliche Voraussetzung für 
die einheitliche Anwendung des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs. 

2. Nach fast vierjähriger Erfahrung mit der genann- 
ten Verordnung hat sich herausgestellt, daß in be- 
stimmten Fällen immer noch erhebliche Unterschiede 
zwischen den Mitgliedstaaten bei der Bewertung von 
eingeführten Waren und damit bei der Erhebung 
der Zölle bestehen. Diese Unterschiede ergeben sich 
insbesondere aus der Verschiedenheit der tatsäch- 
lichen Gegebenheiten in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten. Auch eine noch so weitgehende Flarmonisierung 
der Zollwertvorschriften könnte diese Unterschiede 
offensichtlich nicht beseitigen, so daß in manchen 
Fällen eine gemeinschaftliche Festsetzung des Zoll- 
werts angebracht ist. Es erschien daher erwünscht, 
die obengenannte Verordnung zu ergänzen. Dies ist 
der hauptsächliche Gegenstand des vorliegenden 
Vorschlags (vgl. insbesondere Artikel 3 und 5). Im 
übrigen sieht der Vorschlag einige eher technische 
Änderungen der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 vor, 
zu denen vor allem die praktische Anwendung der 
Verordnung Anlaß gegeben hat. 

Artikel 1 

3. Die Verordnung (EWG) Nr. 803/68 stützt sich 
auf das Abkommen über den Zollwert der Waren, 
das am 15. Dezember 1950 in Brüssel unterzeichnet 
wurde und am 28. Juli 1953 in Kraft getreten ist. 
Aufgrund dieses Abkommens ist ein Ausschuß für 
den Zollwert eingesetzt worden, welcher der Auf- 
sicht des Rates für die Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biete des Zollv^?^esens untersteht. Auf Vorschlag die- 
ses Ausschusses hat der Rat für die Zusammen- 
orbeit auf dem Gebiete des Zollwesens am 11. Juni 
1969 die Empfehlung über die Anwendung der Be- 
stimmungen des Artikels III der Begriffsbestimmung 
des Zollwerts und seiner Erläuternden Anmerkung 2 
angenommen. Diese Empfehlung bezieht sich auf den 
gleichen Gegenstand, den Artikel 3 Absatz 5 Buch- 
stabe c der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 regelt, 
weicht aber im Wortlaut davon ab. 

Im Interesse einer Harmonisierung erscheint es rat- 
sam, die bisherige Fassung von Artikel 3 Absatz 5 
Buchstabe c der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 an 
die genannte Empfehlung anzupassen. Der vorge- 
schlagene Wortlaut stützt sich auf die genannte Emp- 
fehlung. Eine Änderung ist mit der Anpassung nicht 
verbunden. 

Artikel 2 

4. Im Laufe der vorbereitenden Arbeiten der Zoll- 
verwaltungen einiger Mitgliedstaaten zur Einfüh- 


rung automatischer Systeme (Computer) hat es sich 
als notwendig erwiesen, bei der Berücksichtigung 
von Faktoren, die der Festsetzung des Zollwerts zu- 
grunde gelegt werden, insbesondere bei der Ermitt- 
lung der in den Zollwert einzubeziehenden Kosten, 
Vereinfachungen vorzusehen. Um den Erfordernis- 
sen zu entsprechen, die in Zukunft auf diesem Ge- 
biet auftreten können, ist vorzusehen, daß insoweit 
nach dem Verfahren des Artikels 17 der Verordnung 
(EWG) Nr. 803/68 Gemeinschaftsregelungen erlassen 
werden können. 

Artikel 3 

5. Die Verordnung (EWG) Nr. 803/68 hat sich im 
wesentlichen zum Ziel gesetzt, alle Verkehrs- und 
Tätigkeitsverlagerungen, Wettbewerbsverzerrungen 
und eine ungleiche Behandlung der Importeure zu 
vermeiden. Die Untersuchung einiger praktischer 
Fälle in dem nach Artikel 15 der Verordnung (EWG) 
Nr. 803/68 eingesetzten Ausschuß für den Zollwert 
hat jedoch ergeben, daß trotz dieser Verordnung 
sowie bereits bestehender oder künftiger Anwen- 
dungsvorschriften zu ihr Fälle Vorkommen, in denen 
die genannten Ziele nicht ganz erreicht werden. 

Dies geschieht insbesondere, wenn Waren aus Dritt- 
ländern in einen Mitgliedstaat eingeführt, dort zum 
freien Verkehr abgefertigt und dann ganz oder teil- 
weise in andere Mitgliedstaaten weiter versandt 
werden. Die Zollstellen des Mitgliedstaates, in dem 
die Waren verzollt - und daher auch bewertet - wer- 
den, haben meistens keine Kenntnis von der späte- 
ren Bestimmung dieser Waren. Selbst wenn diese 
Bestimmung im Zeitpunkt der Verzollung bekannt 
wäre, verfügen die Zollstellen im allgemeinen bei 
der Abfertigung der Waren zum freien Verkehr 
nur über die zollwertrechtlich bedeutsamen Umstän- 
de in ihrem Land. Damit ist ersichtlich geworden, 
daß eine noch so weitgehende Vereinheitlichung 
der Vorschriften über den Zollwert keine einheitliche 
Bev/ertung innerhalb der Gemeinschaft gewährlei- 
stet. Vielmehr muß für bestimmte Fälle ein Verfah- 
ren geschaffen werden, wonach der Zollwert auf Ge- 
meinschaftsebene unter Berücksichtigung der in der 
gesamten Gemeinschaft maßgebenden Verhältnisse 
festgesetzt werden kann. Eine solche Möglichkeit 
sieht der vorgeschlagene Artikel 3 vor. 

Hierbei handelt es sich zwar um ein gegenüber der 
gegenwärtigen Zollwertregelung neues Verfahren. 
Aus den obengenannten Gründen erscheint die Ein- 
führung dieses Verfahrens, das im übrigen nur in 
einer begrenzten Anzahl von Fällen angewandt wer- 
den v/ird, jedoch unerläßlich, um die Ziele der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 803/68 zu erreichen. 

6. Das vorgeschlagene Verfahren sieht eine Ein- 
schaltung der Gemeinschaftsorgane vor, wenn ab- 
weichend vom Regelfall kein gezahlter oder zu zah- 
lender Preis vorhanden ist, der der Zollwertbemes- 
sung zugrunde gelegt werden kann, und wenn eine 
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gemeinschaftliche Zollwertbemessung erforderlich 
erscheint. Das gleiche ist für den Fall vorgesehen, 
daß ein gezahlter oder zu zahlender Preis zwar vor- 
handen ist, dieser aber nur nach bestimmten Berich- 
tigungen der Zollwertbemessung zugrunde gelegt 
werden kann, und es angebracht ist, diese Berichti- 
gungen auf Gemeinschaftsebene festzusetzen. 

Die Gemeinsdiaftsorgane sollen in zwei Stufen tätig 
werden. Nach dem Verfahren des Artikels 17 der 
Verordnung (EWG) Nr. 803/68 soll in der ersten 
Stufe über die grundsätzliche Frage entschieden wer- 
den, ob die Notwendigkeit besteht, einen Zollwert 
oder Berichtigungssatz auf Gemeinschaftsebene fest- 
zusetzen. Wird eine derartige Notwendigkeit fest- 
gestellt, soll in der zweiten Stufe die Kommission 
nach Konsultation des Ausschusses für den Zollwert 
die technischen Einzelheiten der Zollwertbemessung 
regeln. Dieses Verfahren sichert bei den vorgese- 
henen Entscheidungen eine angemessene Beteili- 
gung der Kommission und gegebenenfalls des Rates 
sowie des Ausschusses für den Zollwert. 

Artikel 4 

7. Nach der derzeitigen Fassung des Artikels 12 der 
Verordnung (EWG) Nr. 803/68 muß der anzuwen- 
dende Wechselkurs für Währungen, die nicht unter 
die Absätze 1 oder 2 fallen, und für die Währung 
eines Landes, das ungewöhnliche Kurspraktiken wie 
schwankende oder multiple Wechselkurse anwendet, 
durch besondere Verordnung nach dem Verfahren 
des Artikels 17 festgesetzt werden. 

Dies bedeutet, daß bei einer Änderung der Wäh- 
rungsparität ein neuer Umrechnungskurs stets nur 
mit einer gewissen Verzögerung festgesetzt werden 
kann, zumal vorher die Stellungnahme des Aus- 
schusses für den Zollwert eingeholt werden muß. 

Es hat sich deshalb herausgestellt, daß eine Rege- 
lung erforderlich ist, die den anzuwendenden Um- 
rechnungskurs für diese Fälle von vornherein fest- 
legt. Dem trägt die Neufassung mit der allgemeinen 
Bestimmung Rechnung, daß als Umrechnungskurs 
der letzte Briefkurs gilt, der auf bestimmten Devi- 
senmärkten notiert bzw. von bestimmten Banken 
angewendet wird. 

8. Für die außergewöhnlichen Fälle, in denen eir 
letzter Briefkurs nicht festgestellt werden kann (zum 
Beispiel multiple Wechselkurse), bleibt die Möglich- 
keit bestehen, daß die Kommission oder gegebenen- 
falls der Rat nach dem Verfahren des Artikels 17 
den Umrechnungskurs festsetzt. 

Artikel 5 

9. Artikel 5 dient dem Zweck, der Kommission die 
Möglichkeit zu geben, sich die Informationen und 


Unterlagen zu verschaffen, die sie zur Festsetzung 
des Zollwerts im Einzelfall nach dem vorgeschlage- 
nen Artikel 3 benötigt. Es handelt sich dabei um 
eine Vorschrift, die die Anwendung des Artikels 
213 des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zu diesem Zweck genauer 
festlegt. 

Artikel 5 gibt der Kommission insbesondere das 
Recht, bei den informationspflichtigen Personen 
und Firmen Prüfungen durch die zuständigen Be- 
hörden der Mitgliedstaaten zu veranlassen und sich 
gegebenenfalls an diesen Prüfungen zu beteiligen, 
ferner in Anlehnung an Artikel 15 der Verordnung 
(EWG) Nr. 17 des Rates vom 6. Februar 1962 ^) das 
Recht, eine Geldbuße zu verhängen, wenn die Ver- 
pflichtung zur Auskunft nicht erfüllt wird. In diesen 
Fällen ist es außerdem unerläßlich, daß der im 
Einzelfall anzuwendende Zollwert geschätzt werden 
kann. Um die Rechte der Beteiligten zu gewährlei- 
sten, wird in Absatz 4 betont, daß die Informationen 
nur zu dem angeforderten Zweck benutzt werden 
dürfen; ferner ist vorgesehen, daß Geldbußen nur 
dann verhängt werden können, wenn das Auskunfts- 
verlangen in Form einer - vor dem Gerichtshof an- 
fechtbaren - Entscheidung gestellt worden war. ln 
Absatz 5 wird die Geheimhaltungspflicht nach Arti- 
kel 214 des EWG-Vertrages wiederholt; die Beamten 
der Mitgliedstaaten werden in gleicher Weise ver- 
pflichtet. 

Artikel 6 

10. Die vorgesehene Änderung des Artikels 12 der 
Verordnung (EWG) Nr. 803/68 regelt nicht alle Fra- 
gen, die sich bei der Umrechnung eines Preises in 
ausländischer Währung stellen können. Es erscheint 
unerläßlich, zu ihrer Lösung das Verfahren des Arti- 
kels 17 vorzusehen. Im übrigen erscheint es not- 
wendig, daß nach demselben Verfahren Anwen- 
dungsvorschriften zu Artikel 14 a erlassen werden 
können. Diesen Bedürfnissen entspricht die vorge- 
schlagene Ergänzung des Artikels 17. 

Artikel 7 

11. Unter Berücksichtigung der mit diesem Verord- 
nungsvorschlag beabsichtigten wichtigen Änderun- 
gen der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 sowie der 
Änderungen, die sich aus dem Beitrittsvertrag er- 
geben werden, ist es aus praktischen Gründen 
zweckmäßig, eine Neufassung der Vorschriften die 
ser Verordnung zu veröffentlichen. 
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